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Kleine Anfrage 1045 
der Abgeordneten Lars Hünich (AfD-Fraktion) und Fabian Jank (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Vollzugsstatus der EU-Wiederherstellungsverordnung in Brandenburg nach Vorlage 
des Nationalen Wiederherstellungsplans 

Das Land Brandenburg hat die seit August 2024 unmittelbar geltende EU-Wiederherstel-
lungsverordnung der Natur (EU 2024/1991) (WVO) im Februar 2025 durch Ministerin Hanka 
Mittelstädt (SPD) vorläufig außer Vollzug gestellt.1 Als Begründung wurden fehlende bun-
desrechtliche Verfahrensregelungen sowie unzureichende Daten- und Finanzierungsgrund-
lagen für den Vollzug auf Landesebene angeführt. 

Am 30. April 2026 hat das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit (BMUKN) den Entwurf des Nationalen Wiederherstellungsplans (NWP) 
für Deutschland vorgelegt, dessen Einreichung bei der EU-Kommission für September 2026 
geplant ist. Der Entwurf bestätigt die seinerzeit angeführten Einwände. In zentralen Finanz-
tabellen steht durchgehend der Vermerk „Keine Angaben“, der Plan steht unter ausdrückli-
chem Finanzierungsvorbehalt und das Dokument räumt selbst ein, dass der Gesamtbedarf 
weder durch nationale öffentliche noch durch private Mittel gedeckt werden kann. Dennoch 
sollen bis 2030 auf rund 20 % der deutschen Landesfläche Maßnahmen ergriffen werden. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Hat die Bundesregierung zwischenzeitlich die als Voraussetzung genannten bundes-
gesetzlichen Verfahrensregelungen etwa durch Novellierung des Bundesnaturschutz-
gesetzes erlassen und welche Auswirkung hat dies auf die Brandenburger Vollzugs-
aussetzung? 

2. Hat die Europäische Kommission oder die Bundesregierung auf die Aussetzungsent-
scheidung Brandenburgs reagiert und wenn ja, in welcher Form und unter Androhung 
welcher Konsequenzen? 

3. Für welchen Zeitraum hält die Landesregierung die Vollzugsaussetzung rechtlich für 
tragfähig und welche Konsequenzen würde ein Vertragsverletzungsverfahren der EU-
Kommission gegen Deutschland konkret für Brandenburg haben? 

 
1 Vgl. https://mleuv.brandenburg.de/mleuv/de/aktuelles/presseinformationen/detail/~26-02-2025-branden-
burg-setzt-eu-wiederherstellungsverordnung-aus, abgerufen am 08.05.2026. 
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4. Der Entwurf des NWP enthält einen Aktualisierungsvorbehalt und ist in zentralen Teilen 
unvollständig. Hält die Landesregierung die Einreichung dieses Entwurfs bei der EU-
Kommission zum 1. September 2026 für rechtlich und fachlich vertretbar und welche 
Position vertritt sie dazu gegenüber dem Bund? 

5. Plant die Landesregierung, sich an der noch bis Juni 2026 möglichen formellen Öffent-
lichkeitsbeteiligung des BMUKN zum NWP durch eine eigene Stellungnahme zu be-
teiligen? 

6. Hat der in der damaligen Pressekonferenz zur Außervollzugsetzung angekündigte 
Workshop mit Landnutzern und Umweltorganisationen stattgefunden und wenn ja, 
wann, mit welchen Teilnehmern und mit welchem konkreten Ergebnis? 

7. Hat der angekündigte Workshop mit den Unteren Vollzugsbehörden der Landkreise 
stattgefunden und wenn ja, wann und mit welchem Ergebnis? 

8. Plant die Landesregierung weitere Konsultationsformate mit Eigentümern und Bewirt-
schaftern vor einer etwaigen Wiederaufnahme des Vollzugs und wenn ja, in welchem 
Zeitrahmen? 
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